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INTERPELLATION von Martin Vollenwyder (FDP, Zürich), Christian Bretscher  

 (FDP, Birmensdorf) und Dr. Ulrich E. Gut (FDP, Küsnacht) 

 

betreffend europäische Zusammenarbeit im Polizei- und Migrationswesen 

________________________________________________________________________ 

 

 

Wir ersuchen den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen: 

 

1.  Wie beurteilt der Regierungsrat Stand und Entwicklung der Zusammenarbeit zwischen 

der Schweiz und den andern europäischen Ländern im Polizei- und Migrationswesen? 

 

2.  Wie wirkt sich die Nichtzugehörigkeit der Schweiz zum Schengener Abkommen und 

zum Dubliner Abkommen auf die Aufgabenerfüllung der Kantonspolizei und auf den 

Zustrom potentieller ausländischer Straftäter aus? 

 

3.  Teilt der Regierungsrat unsere Meinung, dass sich der Kanton Zürich beim Bund für ra-

sche bilaterale Verhandlungen mit dem Ziel des Beitritts der Schweiz zum Schengener 

Abkommen und zum Dubliner Abkommen einsetzen soll? Wie beurteilt er die innen- 

und aussenpolitischen Erfolgsaussichten eines solchen Vorgehens? 
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Begründung: 

 

Es mehren sich Befürchtungen, die öffentliche Sicherheit in der Schweiz und damit auch im 

Kanton Zürich werde durch die Nichtteilnahme der Schweiz an den Abkommen von Schen-

gen und Dublin beeinträchtigt. Einerseits dürfe unsere Polizei nicht direkt, sondern nur via 

Interpol mit den Polizeiorganen der andern europäischen Länder zusammenarbeiten und 

von deren computergestützten sowie mit modernsten Datenkommunikationsmitteln ausge-

statteten Fahndungsmethoden Nutzen ziehen. Anderseits werde unser Land zum "Hafen 

der letzten Hoffnung" für alle Migranten (darunter auch potentielle Straftäter), deren Asylge-

such in einem Land des Dubliner Abkommens abgewiesen wurde. 


